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Ziele, Zwecke und wesentliche Auswirkungen der Planung gem. § 2 a Nr. 1 BauGB 

A. ERFORDERNIS UND ZIELSETZUNG DER PLANAUFSTELLUNG GEM. § 1 ABS. 3 BAUGB 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB ist es die Aufgabe der Gemeinden, Bauleitpläne aufzustellen, 

sobald und soweit es für die städtebauliche Ordnung und Entwicklung erforderlich ist. 

Der Bebauungsplan „Kette-Saar“ der Stadt Oppenheim verfolgt das Ziel, eine 

strukturierte und nachhaltige städtebauliche Entwicklung im Plangebiet zu ermöglichen. 

Das bislang gewerblich genutzte Areal richtet sich zu einer urbanen Nutzung mit dem 

Schwerpunkt auf Wohnbebauung neu aus. Hintergrund ist, dass in Oppenheim derzeit 

keine weiteren geeigneten Flächen für Wohnbauentwicklungen zur Verfügung stehen. 

Die Entwicklung des Areals „Kette-Saar“ bietet somit eine zentrale Chance, dringend 

benötigten Wohnraum zu schaffen und gleichzeitig eine zukunftsorientierte 

Quartiersstruktur zu etablieren. 

Im Jahr 2021 wurde Oppenheim als Pilotkommune für die Bauland-Initiative „Gut 

Wohnen in der Region“ des Landes Rheinland-Pfalz ausgewählt. Im Rahmen dieser 

Initiative wurden zunächst konkrete Potenzialflächen für den Wohnungsbau identifiziert 

und die lokale Wohnungsmarktsituation analysiert. 

Aufbauend auf diesen Erkenntnissen entstand eine städtebauliche Rahmenplanung 

(BBP Stadtplanung Landschaftsplanung, Stand Juni 2025), die unter aktiver Beteiligung 

von Eigentümern und Bürgern erarbeitet wurde. Dieser Rahmenplan bildet nun die 

konzeptionelle Grundlage für den Bebauungsplan und soll eine rechtssichere 

Umsetzung der angestrebten Nutzungsstruktur gewährleisten. 

Das Plangebiet wird bereits von einem bestehenden Bebauungsplan „Kette-Saar“ aus 

dem Jahr 1981 überlagert, der im Laufe der letzten Jahre insgesamt 14 Änderungen 

herbeigeführt hat. Diese sollen durch den neuen Bebauungsplan abgelöst werden, um 

eine angepasste städtebauliche Entwicklung zu ermöglichen. 

B. AUFSTELLUNGSBESCHLUSS UND PLANUNGSHISTORIE 

Bezogen auf den bereits erwähnten Ursprungsbebauungsplan aus dem Jahr 1981, 

welcher ein Sondergebiet sowie ein Gewerbegebiet im Plangebiet festsetzt und bis heute 

rechtskräftig ist, soll folglich auf die veränderten Nutzungsansprüche eingegangen 

werden. Die insgesamt 14 Änderungen, die im Laufe der Jahre vorgenommen wurden, 

haben zu einer komplexen und teilweise uneinheitlichen Rechtslage geführt. Mit der 

Neuaufstellung des Bebauungsplanes wird angestrebt, diese Änderungen zu 

vereinheitlichen und durch die Festsetzung eines „Urbanen Gebietes“ eine klare und 

zukunftsfähige Grundlage zu schaffen. 

Der für den Bebauungsplan grundlegende städtebauliche Rahmenplan umfasste 

ursprünglich eine Fläche von rund 14,6 ha. Im Zuge einer vertiefenden Analyse des 

Plangebietes wurde die Abgrenzung jedoch angepasst und die Gesamtgröße auf 9,37 

ha reduziert. Damit soll sichergestellt werden, dass die Neuaufstellung des 

Bebauungsplanes ausschließlich jener Flächen erfasst, die für die angestrebte urbane 

Nutzung geeignet und erforderlich sind. 

Für die außerhalb des neuen Geltungsbereichs liegenden Flächen behalten die 

bisherigen Festsetzungen des Ursprungsbebauungsplanes von 1981 sowie die 

entsprechenden Änderungen weiterhin ihre Gültigkeit. Auf diese Weise wird 

gewährleistet, dass die bestehende Rechtslage für diese Bereiche unangetastet bleibt 
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und nur die neu definierten Flächen einer städtebaulichen Neuordnung unterzogen 

werden. Alle bisherigen Änderungen des Bebauungsplanes, die innerhalb des neuen 

Geltungsbereichs liegen, werden durch die Neuaufstellung überlagert und ersetzt. 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen hat der Stadtrat von Oppenheim in seiner 

Sitzung am 10.12.2025 den Beschluss gefasst, den Bebauungsplan „Kette-Saar, 

Neuaufstellung“ aufzustellen. Unter Anwendung des § 13a BauGB i.V.m. § 13 BauGB 

soll der Bebauungsplan als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten 

Verfahren aufgestellt werden.  

Beauftragt mit der Aufstellung des Bebauungsplanes wurde das Büro BBP Stadtplanung 

Landschaftsplanung, Kaiserslautern.  

C. ANWENDUNG DER VERFAHRENSVORSCHRIFTEN DES § 13A / B BAUGB I.V.M. § 13 BAUGB  

Die Bebauungsplanung „Kette-Saar, Neuaufstellung“ soll nach den Vorgaben des § 13a 

BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung aufgestellt werden. Die hier zu 

beachtenden Kriterien sind nachfolgend dargelegt. 

Ein vereinfachtes Verfahren darf nur angewendet werden, 

a) wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine 

Größe der Grundfläche festgesetzt wird von insgesamt weniger als 20.000 m², 

wobei die Grundflächen mehrerer Bebauungspläne, die in einem engen 

sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden, 

mitzurechnen sind. 

b) wenn durch den Bebauungsplan nicht die Zulässigkeit von Vorhaben begründet 

wird, die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 

dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht 

unterliegen. 

c) wenn keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB 

genannten Schutzgüter (FFH- und Vogelschutzgebiete) bestehen, 

d) wenn keine Anhaltspunkte bestehen, dass bei der Planung Pflichten zur 

Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

S. 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sind. 

Hierzu ergeht folgende Würdigung: 

▪ zu a)    Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst zwar eine Gesamtgröße 

von rund 9,6 ha, doch durch die hier vorliegende Neuaufstellung des Bebauungsplans 

werden keine signifikanten Flächenänderungen ausgelöst, die den Schwellenwert 

des § 13a Abs. 1 BauGB von 20.000 m² überschreiten. Weitere 

Bebauungsplanungen, die in einem engen sachlichen, räumlichen und zeitlichen 

Zusammenhang mit der vorliegenden Änderung aufgehoben oder aufgestellt werden, 

liegen nicht vor. 

▪ zu b)    Durch die Bebauungsplanänderung werden keine Vorhaben begründet, die 

einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

▪ zu c)    Es bestehen keine Anhaltspunkte, dass Schutzgüter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7b 

(FFH- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt werden.  

▪ zu d)    Es bestehen weiterhin keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung von Auswirkungen von schweren Unfällen 

nach § 50 Abs. 1 Bundes-Immissionsschutzgesetz zu beachten sind. 
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Nach § 13a Abs. 2 Nr. BauGB i.V.m. § 13 Abs. 3 Nr. 1 BauGB wird daher in diesem 

Verfahren von der Umweltprüfung, vom Umweltbericht und von der Angabe in der 

Bekanntmachung zur öffentlichen Auslegung, welche Arten umweltbezogener 

Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10 

Abs. 4 BauGB abgesehen. 

Nach § 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB gelten in diesem Verfahren Eingriffe, die auf Grund des 

Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der 

planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig. Hiernach ist ein Ausgleich nämlich 

nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt 

sind oder zulässig waren.  

Der Verzicht auf eine förmliche Umweltprüfung sowie die wegfallende Erforderlichkeit 

eines landespflegerischen Ausgleichs für die entstehenden Eingriffe entbinden jedoch 

nicht von der Notwendigkeit der Abwägung der Umweltbelange. Ergänzend wird darauf 

verwiesen, dass - unabhängig von der Anwendung des § 13a BauGB - die 

Artenschutzvorschriften des § 44 BNatSchG immer zu beachten sind. 

D. GRUNDLAGEN 

1. Planungsgrundlagen 

Wesentliche Planungsgrundlagen des Bebauungsplanes sind: 

▪ der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz, 

▪ Ursprungsbebauungsplan „Kette-Saar“ sowie die rechtskräftigen Änderungen, 

▪ Abfragen des LANIS unter 

https://geodaten.naturschutz.rlp.de/kartendienste_naturschutz/, 

▪ Abfragen des Geoportals Wasser RLP unter https://wasserportal.rlp-

umwelt.de/geoexplorer sowie 

▪ ein Auszug aus dem amtlichen Liegenschaftskatasterinformationssystem des 

Landesamtes für Vermessung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz. 

2. Lage und Größe des Plangebietes 

Die Stadt Oppenheim ist Teil der Verbandsgemeinde Rhein-Selz innerhalb des 

Landkreises Mainz-Bingen. Das Plangebiet liegt im Süden der Stadt, westlich der B9 

und östlich der K40. Unmittelbar südlich grenzt bereits die Nachbargemeinde Dienheim 

an.  
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Die ungefähre Lage des Plangebietes innerhalb der Stadt ist aus dem nachfolgend 

abgedruckten Lageplan ersichtlich. 

Lage des Plangebietes (gelb dargestellt) innerhalb der Stadt Oppenheim (Quelle: eigene Darstellung auf 

Basis von LANIS RLP, Stand: 11/2025) 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von 9,37 ha und wird wie folgt abgegrenzt: 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Kette-Saar, Neuaufstellung“ (rot gekennzeichnet) (Quelle: BBP 

03/2026)  
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3. Bestandssituation 

3.1. Nutzung und natürliche Situation 

Das Plangebiet wird überwiegend gewerblich genutzt. Zentral befindet sich ein 

Vollsortimenter mit den erforderlichen Parkplätzen für den Markt. Um diesen herum sind 

neben Arztpraxen, Verwaltungseinrichtungen, Bankfilialen, einem Autohaus, auch 

Institutionen wie das Deutsche Rote Kreuz angesiedelt. Im südwestlichen Teilbereich 

sind Einrichtungen wie Versicherungsagenturen, Apotheken, Bäcker, Dachdecker und 

Blumengeschäfte zu finden. Im nördlichen Teilbereich sind ein Logistikbetrieb, eine 

Fastfood-Kette, Bekleidungsgeschäfte und Getränkemarkt, verschiedene Betriebe und 

ein Seniorenwohnheim angesiedelt. 

Die Aufzählungen sind nicht abschließend. 

3.2. Erschließung / Infrastruktur 

Das bestehende Straßennetz teilt begrenzt das Plangebiet und teilt es in mehrere 

Bereiche. Von Westen her begrenzt die K40 („Friedrich-Ebert-Straße“) das Gebiet. In 

West-Ost-Richtung verläuft die „Ernst-Delorme-Straße“ von der K40 in Richtung Osten 

unter der Bahnstrecke sowie der B9 hindurch. Sie dient der Anbindung des nördlichen 

Teilbereichs des Plangebietes, welcher zentral durch die in Nord-Süd-Ausrichtung 

verlaufende Straße „Auf der Saar“ erschlossen wird. Der südliche Teilbereich des 

Plangebietes wird zentral durch den „Sant‘ Ambrogio-Ring“ erschlossen, welcher im 

ebenfalls an die „Ernst-Delorme-Straße“ anbindet. Im Westen schließt der „Sant‘ 

Ambrogio-Ring“ an den Kreisverkehr der K40 „Wormser Straße“ / „Friedrich-Ebert-

Straße“ an.  

Auf den Grundstücken sowie zum Teil entlang des „Sant‘ Ambrogio-Ring“ sind 

Parkplätze untergebracht bzw. Parkbuchten vorgesehen.  

Der Fußverkehr wird entlang des „Sant‘ Ambrogio-Ring“ sowie der Straße „Auf der Saar“ 

einseitig geführt. Entlang der „Ernst-Delorme-Straße“ verläuft einseitig ein Fuß- und 

Radweg. 

3.3. Topografie 

Das Plangebiet stellt sich sehr eben dar. Es liegt auf einer Höhe zwischen 86 und 87 

Metern über NN.  
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E. VORGABEN ÜBERGEORDNETER PLANUNGEN 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB und § 8 Abs. 2 BauGB sind die übergeordneten Vorgaben der 

Raumordnung sowie der vorbereitenden Bauleitplanung bei der Aufstellung eines Be-

bauungsplanes zu beachten. Im vorliegenden Fall sind insbesondere die nachfolgend 

dargestellten Aspekte zu beachten. 

1. Regionaler Raumordnungsplan „Rheinhessen-Nahe 2014“ 

Der Regionale Raumordnungsplan Rheinhessen-Nahe 2014, zweite Teilfortschreibung 

in der Fassung vom 19.04.20222 konkretisiert die Zielsetzungen des 

Landesentwicklungsprogramms IV Rheinland-Pfalz. Er weist die Stadt Oppenheim als 

freiwillig kooperierendes Zentrum mit der nördlichen gelegenen Stadt Nierstein aus und 

stellt für den vorliegenden Geltungsbereich „Siedlungsfläche Industrie und Gewerbe“ 

dar. 

Auszug aus dem Regionalplan 2014 der Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe mit Abgrenzung des 

Plangebiets (weiß dargestellt) (Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Planungsgemeinschaft 

Rheinhessen-Nahe) 

Vor dem Hintergrund der Weiterentwicklung einer Bestandssituation weg von Gewerbe 

hin zu einer Mischnutzung mit dem Schwerpunkt auf der Wohnnutzung ist davon 
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auszugehen, dass die Abweichung von der regionalplanerischen Darstellung innerhalb 

des Geltungsbereichs des vorliegenden Bebauungsplans unerheblich ist.  

2. Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

Der rechtskräftige Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 2030, 

welcher am 03.02.2021 bekannt gemacht wurde, stellt das Plangebiet überwiegend als 

gewerbliche Baufläche dar. Weiterhin werden eine Sonderbaufläche mit der 

Zweckbestimmung Einzelhandel im zentralen Bereich sowie im nördlichen Bereich eine 

Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Feuerwehr dargestellt. 

Auszug aus dem Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 2030 mit Abgrenzung des 

Plangebiets (weiß dargestellt) (Quelle: eigene Darstellung auf Basis von Verbandsgemeinde Rhein-Selz) 

Damit weicht der zukünftige Bebauungsplan „Kette-Saar, Neuaufstellung“ von den 

Darstellungen des Flächennutzungsplans ab: Das Plangebiet wird bis auf den Standort 

der Feuerwehr als Urbanes Gebietes nach § 6a BauNVO festgesetzt. Der Standort der 

Feuerwehr erhält die Ausweisung als Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung 

Feuerwehr. 

Städtebauliche Konflikte werden jedoch nicht gesehen, weil es sich bei dem 

vorliegenden Plangebiet um eine gewachsene Bestandssituation handelt, welche sich 

bereits von einer rein gewerblichen Nutzung weg in Richtung einer stärkeren 

Nutzungsmischung entwickelt. Gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB ist der 

Flächennutzungsplan entsprechend anzupassen.  

Ausweisungen des in den Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Rhein-Selz 

2030 integrierten Landschaftsplan stehen der Bebauungsplanaufstellung nicht 

entgegen.  
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F. FACHPLANERISCHE VORGABEN UND RAHMENBEDINGUNGEN 

1. Natur- und Artenschutz 

1.1. Schutzgebiete und -objekte 

1.1.1. Internationale Schutzgebiete 

Für das Plangebiet und die direkte Umgebung liegen keine internationalen 

Schutzgebietsausweisungen vor.  

1.1.2. Nationale Schutzgebiete und -objekte gemäß §§ 23-29 BNatSchG 

Das Plangebiet ist vollständig innerhalb des Landschaftsschutzgebiets Rheinhessisches 

Rheingebiet (LSG-7300-002) gelegen.  

1.1.3. Geschützte und schutzwürdige Biotope 

Das nächstgelegene gesetzlich geschützte Biotop befindet sich westlich des 

Plangebietes in mindestens 215 Metern Entfernung. Erhebliche Auswirkungen sind 

aufgrund der Entfernung nicht zu erwarten. 

1.2. Artenschutzrechtliche Einschätzung 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

2. Verkehrliche Rahmenbedingungen 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

3. Schalltechnische Untersuchung 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

4. Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen 

4.1. Wasserrechtliche Schutzgebiete 

Wasserschutzgebiete (Mineralwassereinzugs-, Trinkwasser- sowie 

Heilquellenschutzgebiete) sind im Bereich des Plangebietes nicht ausgewiesen. 

4.2. Gewässer 

Östlich der Stadt Oppenheim verläuft der Rhein (Gewässer 1. Ordnung) in rund 1,8 km 

Entfernung zum Plangebiet. Im Süden grenzt der sogenannte Graben von der 

Landskrone, ein Gewässer 3. Ordnung, an das Plangebiet an. 

4.3. Überschwemmungsgebiete 

Westlich des Rheins befindet sich in ca. 1,5 km Entfernung zum Plangebiet das 

gesetzlich festgesetzte Überschwemmungsgebiet (ÜSG per Gesetz, § 83 Abs. 4 LWG 

RLP) zum Rhein im Bereich der Strecke ab Oppenheim bis Worms-Nord, mit der 

Rechtsverordnung Nr. 312-281 Rhein. 

Das gesamte Plangebiet ist innerhalb des Risikogebietes außerhalb von 

Überschwemmungsgebieten gelegen. 
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G. ÜBERLAGERUNG MIT BESTEHENDEN STÄDTEBAULICHEN SATZUNGEN  

Der Ursprungsbebauungsplan „Kette-Saar“ wurde am 04.09.1981 rechtskräftig. Seither 

erfolgten mehrere Änderungen: 

▪ 1. Änderung: Diese wurde durch die 6. Änderung ersetzt. 

▪ 2. Änderung: Die zweite Änderung betraf die Flurstücke 5, 6, 7 und 17, Flur 23 und 

hatte die neu auszuweisende Straßenverbindung zwischen Dienheim und dem 

Plangebiet zum Gegenstand. Die Genehmigung durch die Kreisverwaltung erfolgte 

am 26.02.1987. 

▪ 3. Änderung: Diese wurde durch die 6. Änderung ersetzt. 

▪ 4. Änderung: Die vierte Änderung umfasste die Flurtücke 160/1, 157/3, 157/4, 178/7 

sowie weite Teile des Flurstücks 169 (Straße Sant‘ Ambrogio-Ring), Flur 7 und diente 

primär der Ausweisung eines Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel für 

die Ansiedlung des heutigen EDEKA Kissel SBK Oppenheim. Die Genehmigung 

durch die Kreisverwaltung erging am 30.08.2002. 

▪ 5. Änderung: Diese wurde nicht rechtskräftig. 

▪ 6. Änderung: Die sechste Änderung diente der Ausweisung eines Misch- sowie eines 

Sondergebietes im Bereich der Flurstücke 257, 256, 254, 263/1, 263/2, 263/3 und 

251 der Flur 7 (Wormser Straße 100 und 112). Die Ausfertigung erfolgte am 

26.09.2007. 

▪ 7. Änderung: Die siebte Änderung umfasst den gesamten Geltungsbereich des 

Urplans und dient der Anpassung an die BauNVO i.d.F. der Bekanntmachung vom 

23.01.1990. Die Ausfertigung erfolgte am 10.10.2011. 

▪ 8. Änderung: Die achte Änderung umfasst die Flurstücke 192 und 193 der Flur 7 (Auf 

der Saar 1 und 3) und dient der Festsetzung dieses Bereichs als Mischgebiet. Der 

Plan erlangte am 29.02.2016 Rechtskraft. 

▪ 9. Änderung: Die achte Änderung bezog auf die Flurstücke 192 und 193, Flur 7 und 

diente der Ausweisung eines Mischgebietes. Der Änderungsbebauungsplan ist am 

22.08.2018 in Kraft getreten. Der Plan wurde am 22.08.2018 rechtskräftig. 

▪ 10. Änderung: Die zehnte Änderung bezog sich auf das Flurstück 171/5, Flur 23 (Sant‘ 

Ambrogio-Ring 13) und dient der Erhöhung der maximal zulässigen Firsthöhe. Die 

Bekanntmachung erfolgte am 23.10.2019. 

▪ 11. Änderung: Die elfte Änderung bezog sich auf das Flurstück 197, Flur 7. Anlässlich 

der geplanten Ansiedlung der Feuerwehr an diesem Standort wurde das Flurstück als 

Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung Feuerwehr ausgewiesen. Der Plan 

erlangte am 22.12.2021 Rechtskraft.  

▪ 12. Änderung: Die zwölfte Änderung umfasste wie bereits in Teilen die sechste 

Änderung das Flurstück 254/1, Flur 7 und diente der Ausweisung eines 

Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel (heutiger Standort von Aldi Süd). 

Der Plan wurde am 30.07.2025 rechtskräftig. 

▪ 13. Änderung. Die 13. Änderung bezog sich auf das Flurstück 148/1, Flur 7 und sah 

die Ausweisung ins Sondergebietes für den großflächigen Einzelhandel 

(Nahversorgung) und Wohnen vor. Der Plan erlangte am 23.08.2023 Rechtskraft. 

▪ 14. Änderung: Die 14. Änderung umfasste das Flurstück 176/10, Flur 7 und wies 

dieses als Urbanes Gebiet aus. Der Plan wurde am 27.11.2024 rechtskräftig. Diese 

Änderung wird nicht von der Neuaufstellung des Bebauungsplans überlagert. 

 



Stadt Oppenheim  Bebauungsplan „Kette-Saar, Neuaufstellung“ 

Vorentwurf I 03/2026  Begründung 

BBP Stadtplanung Landschaftsplanung   |   Kaiserslautern   |   www.bbp-kl.de Seite 13 von 20 

H. ZIELE DER PLANUNG / DARLEGUNG ZUM STÄDTEBAULICHEN KONZEPT 

1. Städtebauliche Zielvorgaben 

Die Stadt Oppenheim wurde im Jahr 2021 als Pilotgemeinde für die Bauland-Initiative 

„Gut Wohnen in der Region“ des Landes Rheinland-Pfalz“ ausgewählt worden. Ziel 

dieses Förderprogramms ist es, die Grundlagen für eine Aktivierung und Entwicklung 

von konkreten Potenzialflächen für eine wohnbauliche Nutzung, insbesondere auch für 

den geförderten Mietwohnungsbau zu schaffen. Die Bauland-Initiative sollte in drei 

Projektphasen durchgeführt werden. 

Im Rahmen der ersten beiden Projektphasen wurden die Wohnungsmarktsituation sowie 

die zwei Projektgebiete „Vorstadt“ und „Kette-Saar“ untersucht. Die Fortführung des 

Projektes in der dritten Projektphase befasste sich mit den planungsrechtlichen 

Voraussetzungen im Plangebiet „Kette-Saar“, mit der Aufgabenstellung in dem 

bisherigen Gewerbegebiet eine wohnbauliche Nutzung zu ermöglichen. Der Stadtrat der 

Stadt Oppenheim hat 2022 den Beschluss gefasst, dass in den Untersuchungsgebieten 

Kette-Saar und Vorstadt 20 % der neu entstehenden Wohnfläche als geförderter 

Mietwohnraum gemäß LWoFG entstehen soll. 

Für das Gebiet Kette-Saar wurde im Rahmen der dritten Projektphase als eine 

städtebauliche Rahmenplanung erstellt, die die Umwandlung des bisherigen 

Gewerbegebiets in ein urbanes Quartier vorsieht und an die sich die hier vorliegende 

Bauleitplanung anschließt. Prozessbegleitend wurde eine Bürgerbeteiligung und eine 

Beteiligung der Eigentümer in diesem Quartier durchgeführt. Die Stadt selbst verfügt dort 

über keine eigenen Grundstücke. 

Die vorliegende Bebauungsplanung greift nun die städtebauliche Zielvorstellung der 

Stadt Oppenheim auf, das hier in Rede stehende Gebiet stärker in Richtung einer 

wohnbaulichen Nutzung zu entwickeln. Diese Entwicklung wurde in der Vergangenheit 

bereits durch einige konkrete Bau- und Planungsvorhaben sowie 

Bebauungsplanänderungen bestätigt.  

 

Hinweis: Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird an dieser Stelle auf den 

Abschlussbericht der Pilotgemeinde Oppenheim im Rahmen der Förderinitiative „Gut 

Wohnen in der Region“ des Landes Rheinland-Pfalz zur „Umwandlung des 

Gewerbegebietes „Kette-Saar“ in ein Urbanes Quartier“ verwiesen. 
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2. Erläuterung der Planung 

2.1. Städtebauliches Konzept / Rahmenplan 

Nachfolgend wird der Rahmenplan dargestellt, welcher dem Stadtrat von Oppenheim in 

seiner Sitzung am 18.06.2025 zur Beschlussfassung vorgestellt wurde: 

Rahmenplan (Quelle: BBP, Stand: 05/2025) 

Hinweis: Der Betrachtungsbereich des Rahmenplans umfasst ein größeres Areal, als 

vorliegend im Rahmen der Bebauungsplanneuaufstellung überplant wird. 

 

Das städtebauliche Konzept sieht die Entwicklung eines neuen Quartiers mit rund 300 

Wohneinheiten vor. Die Gebäude sollen überwiegend in einer Höhe von drei 

Vollgeschossen zuzüglich Staffelgeschoss errichtet werden, wodurch eine maßvolle 

Verdichtung bei gleichzeitig städtebaulich verträglicher Höhenentwicklung erreicht wird. 

Neben dem Wohnen sind ergänzende Dienstleistungen sowie auch die Erhaltung der 

vorhandenen Dienstleistungen vorgesehen, die zur Versorgung des Quartiers beitragen 

und die Nutzungsvielfalt erhöhen. Ein Quartiersplatz bildet das zentrale städtebauliche 

Element und dient als Treffpunkt sowie als Ort für gemeinschaftliche Aktivitäten. 

Zur Sicherstellung der Mobilität wird ein Parkhaus eingeplant, das den ruhenden Verkehr 

bündelt und die oberirdischen Flächen von Stellplätzen entlastet. Darüber hinaus sind 

Flächen für nicht störendes Gewerbe sowie für Einzelhandel vorgesehen, die das 
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Quartier funktional ergänzen und eine lebendige Mischung aus Wohnen, Arbeiten und 

Versorgung schaffen. 

2.2. Verkehrliche Anbindung und interne Erschließung des Plangebietes 

An der verkehrlichen Anbindung sowie internen Erschließung des Plangebietes sollen 

baulich keine Änderungen vorgenommen werden. Das Straßenverkehrsnetz besteht 

bereits und soll beibehalten werden. Das Fuß- und Radwegenetz soll jedoch durch 

Ergänzungen optimiert und attraktiver gestaltet werden. Hierzu zählt insbesondere, dass 

das Flurstück 178/7 als Fahrradstraße ausgewiesen werden soll, auf welcher Fahrräder 

Vorrang gegenüber dem motorisierten Individualverkehr genießen. Zur Stärkung der 

fußläufigen Durchquerbarkeit des Gebietes sollen zusätzlich all jene 

Wegeverbindungen, die auf dem Flurstück 160/1 im Zug der Entwicklung des Areals 

entstehen werden, nicht ausschließlich privat nutzbar sondern der Öffentlichkeit 

zugänglich gemacht werden. 

2.3. Ver- und Entsorgung des Plangebietes 

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes kann nach dem gegenwärtigen 

Kenntnisstand durch den Anschluss an die bestehenden Netze erfolgen. 

I. BEGRÜNDUNG DER FESTSETZUNGEN 

1. Bauplanungsrechtliche Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 bis 2d BauGB) 

1.1. Art der baulichen Nutzung 

Gemäß den Anforderungen der geplanten Transformation des Gebietes in Verbindung 

mit den gegebenen Standortfaktoren wird gemäß § 6a BauNVO ein urbanes Gebiet 

festgesetzt. Weiterhin wird bestimmt, dass Vergnügungsstätten sowie Tankstellen 

unzulässig sind. Von beiden Nutzungen gehen insbesondere lärmtechnische 

Belastungen sowie potenzielle Trading-Down-Effekte aus, die mit weder mit der 

Zielsetzung des Baugebietes noch mit der umgebenden Bestandsbebauung als 

verträglich einzustufen sind. 

1.2. Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung erfolgt gemäß Planeintrag über die 

Festsetzung der Grundflächenzahl (GRZ), der maximalen Anzahl der Vollgeschosse 

sowie der zulässigen Höhe der baulichen Anlagen. Das wird mit einer GRZ von 0,6 und 

ohne Zulassung einer Überschreitung festgesetzt. Damit ist eine Orientierung an der 

Bestandsbebauung in Verbindung mit zielführenden Vorgaben für die Transformation 

des Gebietes unter Beachtung ökologischer Anforderungen gegeben.  

Die im Bebauungsplan getroffenen Regelungen zur Höhenentwicklung der Gebäude 

entsprechen der Forderung des § 16 Abs. 3 BauNVO, wonach die Höhe baulicher 

Anlagen festzusetzen ist, wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, 

insbesondere das Stadtbild, beeinträchtigt werden könnte. Im vorliegenden Fall 

orientieren sich die getroffenen Höhenfestsetzungen an der bestehenden Bebauung im 

Gebiet.  
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1.3. Bauweise 

Die Bauweise wird gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO als abweichende Bauweise festgesetzt, 

wonach im Sinne der offenen Bauweise, Gebäude mit seitlichem Grenzabstand jedoch 

ohne Längenbegrenzung zulässig sind. Hierdurch sollen einerseits die bestehende 

Bebauungsstruktur aufgegriffen und andererseits die Möglichkeit für die Umgestaltung 

des Gebietes vorbereitet werden. 

1.4. Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden in der Planzeichnung durch Baugrenzen 

bestimmt, welche durchgängige und großzügige Baufenster bilden. Hierdurch sollen 

einerseits eine gewisse Flexibilität bei der baulichen Transformation des Gebietes 

ermöglicht und andererseits die bestehende Bebauungsstruktur aufgegriffen werden. 

1.5. Flächen für den Gemeinbedarf 

An diesem Standort soll der Neubau der Feuerwehr realisiert werden. Der Standort ist 

bereits festgelegt und wird durch den Bebauungsplan planungsrechtlich abgesichert. 

1.6. Flächen für den sozialen Wohnungsbau 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

1.7. Verkehrsflächen  

Die dargestellten Verkehrsflächen greifen die Bestandssituation auf, an welcher keine 

Änderungen vorgenommen werden sollen. 

1.8. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung 

Gehweg 

Die dargestellte Verkehrsflächen greift die Bestandssituation auf, an welcher keine 

Änderungen vorgenommen werden soll. 

1.9. Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung 

Fahrradstraße 

Die dargestellten Verkehrsflächen greift die Zielsetzung der Stadt Oppenheim auf, das 

Flurstück 178/7 als Fahrradstraße auszuweisen, um den Fahrradverkehr innerhalb der 

Stadt zu stärken. 

1.10. Flächen für Versorgungsanlagen  

Die dargestellten Versorgungsflächen greifen die Bestandssituation auf. Auf den 

Flurstücken befinden sich Trafostationen, welche weiterhin in Nutzung bleiben soll. 

1.11. Öffentliche Grünfläche mit der Zweckbestimmung Straßenbegleitgrün 

Die festgesetzte Grünfläche stellt die Bestandssituation entlang eines Teilbereichs der 

Ernst-Delorme-Straße dar. 
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1.12. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zu Entwicklung von 

Boden, Natur und Landschaft i.V.m. Maßnahmen zum Anpflanzen von Bäumen, 

Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

1.12.1. Maßnahme M1 – Begrünung der nicht bebauten Grundstücksflächen 

Um weitere Flächenbefestigungen durch Schotter- oder Steinschüttungen sowie 

künstliche Bodenbeläge zu vermeiden und eine gewisse ökologische Wertigkeit sicher 

zu stellen, wird im Sinne des Umwelt- und Klimaschutzes die Begrünung der nicht 

überbauten Grundstücksflächen festgesetzt. Eine wasserdurchlässige Herstellung nicht 

überbauter Flächen erhält zudem Versickerungsflächen und mindert das Risiko von 

Überschwemmungen bei Starkregenereignissen. 

1.12.2. Maßnahme M2 – Begrünung von Stellplatzflächen 

Stellplatzflächen stellen aufgrund des häufig sehr hohen Versiegelungsgrades 

kleinklimatisch hoch wirksame Flächen dar. Diese heizen sich insbesondere in den 

Sommermonaten enorm auf und erhöhen unmittelbar die Oberflächen- und 

Umgebungstemperatur in erheblichem Maße. Zudem stellen Stellplätze im 

Verkehrsraum gemeinsam mit Fuß-, Rad- und Straßenflächen zusammenhängende 

Flächen dar, deren klimatische Effekte sich enorm kumulieren und somit negative 

Auswirkungen auf die benachbarte Bebauung haben können. Aus diesem Grund sowie 

aus gestalterischen Gründen und zur Förderung der Biodiversität werden entsprechende 

Pflanzfestsetzungen vorgenommen. 

1.12.3. Maßnahme M3 – Dachbegrünung 

Begrünte Dächer führen nachweislich zu einem verbesserten Kleinklima, fördern die 

Biodiversität und die Regenwasserrückhaltung, das Innenraumklima, die Dämmwirkung 

der Dachhaut und deren Lebensdauer. Die meisten dieser Effekte korrelieren mit dem 

ganzheitlichen Konzept einer nachhaltigen und klimaangepassten Baulandentwicklung.  

1.12.4. Maßnahme M 4 – Insektenfreundliche Beleuchtung 

Eine zunehmende „Verschmutzung“ der natürlichen Dunkelheit in den Nachtstunden 

speziell in besiedelten Gebieten durch künstliche Beleuchtung, die nicht nur auf den Bo-

den, sondern auch in den Nachthimmel hinausstrahlt, hat nachweislich negative 

Auswirkungen auf die Entwicklung und das Verhalten von Flora und Fauna. Um dem 

entgegenzuwirken und ein zusätzliches Abstrahlen von künstlichem Licht über den 

Horizontbereich hinaus zu unterbinden, sind Leuchtmittel im Außenbereich, welche zur 

Seite oder in den Nachthimmel abstrahlen, nicht zulässig (ULR=0). Zudem ist die 

Lichtfarbe auf warmweiße bis neutrale Töne zu beschränken. 

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  

In den Bebauungsplan wurden gemäß § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 88 LBauO 

auf Landesrecht beruhende Regelungen integriert. Ziel der getroffenen bauordnungs-

rechtlichen Festsetzungen ist es, in positiver Weise auf die Entwicklung des Gebietes 

durch die äußere Gestaltung der baulichen Anlagen Einfluss zu nehmen, ohne dabei 

den Bauherrn in seiner Bau- und Gestaltungsfreiheit einzuschränken. Demnach werden 

ausschließlich zu den folgenden Punkten Regelungen festgesetzt: 

▪ Werbeanlagen 

▪ Versiegelung der nicht überbauten Grundstücksflächen 
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▪ Müllbehälter und Abfallsammelplätze 

3. Hinweise und Empfehlungen ohne Festsetzungscharakter 

Empfehlungen und Hinweise, die aufgrund der mangelnden Ermächtigungsgrundlage 

nicht als Festsetzungen in den Bebauungsplan aufgenommen wurden, jedoch zum 

Verständnis der getroffenen Festsetzungen beitragen oder über den „eigentlichen“ 

Bebauungsplan hinausgehende wichtige Informationen liefern, wurden als 

unverbindliche Hinweise im Nachgang zu den Textfestsetzungen abgedruckt. 

J. WESENTLICHE AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

1. Allgemeine Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und die 

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) 

Zur Wahrung der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die 

Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung wurden insbesondere nachfolgend 

dargelegten Aspekte betrachtet. 

1.1. Nutzungsordnung 

Die vorliegende Bauleitplanung soll dafür sorgen, dass zukünftige Bewohner:innen des 

Plangebietes bei der Wahrung ihrer Grundbedürfnisse gesunde Bedingungen vorfinden 

und zugleich die Anforderungen des Gebietes als Arbeitsstandort gewahrt bleiben. 

Diesem Grundsatz entspricht die vorliegende Planung. 

1.2. Lärm 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

1.3. Altlasten 

Weder bei der Stadt Oppenheim noch bei der Verbandsgemeinde Rhein-Selz liegen 

Erkenntnisse über Altablagerungen oder schädliche Bodenverunreinigungen vor, die 

eine bauliche Nutzung beeinträchtigen könnten oder weitergehende Erkundungen 

erforderlich machen würden. 

Sollten bei Baumaßnahmen Abfälle (z.B. Bauschutt, Hausmüll etc.) angetroffen werden 

oder sich sonstige Hinweise (z.B. geruchliche / visuelle Auffälligkeiten) ergeben, wird im 

Bebauungsplan darauf hingewiesen, die zuständige Struktur- und 

Genehmigungsdirektion umgehend zu informieren. 

1.4. Radon 

Gemäß der geologischen Radonkarte des Landes Rheinland-Pfalz liegt das Plangebiet 

in einem Bereich mit einem ein Radonpotenzial von 15,9 bis zonenweise 17. 

Objektbezogene Radonmessungen werden empfohlen.  

1.5. Brandschutz 

Die Löschwasserversorgung für das Plangebiet ist gewährleistet. 

1.6. Kampfmittelbelastung 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 
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2. Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, Schaffung und Erhaltung sozial stabiler 

Bewohnerstrukturen, Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölkerung und 

Anforderungen kostensparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung 

(gem. § 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) 

Die Neuaufstellung des Bebauungsplans soll der vorhandenen Nachfrage nach 

Wohnraum in Oppenheim begegnen. Durch die Transformation des Gebietes und eine 

hohe Auslastung des Areals werden die Anforderungen an kostensparendes Bauen 

durch die wirtschaftliche Ausnutzung der Grundstücke sowie durch die Möglichkeit, an 

die vorhandene Erschließung anzuschließen, berücksichtigt. 

3. Belange des sozialen und sonstigen Infrastrukturbedarfs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 3 

BauGB) 

Der durch das neue Baugebiet entstehende zusätzliche Infrastrukturbedarf kann zum 

gegenwärtigen Kenntnisstand von bereits bestehenden Einrichtungen in der Stadt 

abgedeckt werden. Gemäß den getroffenen Festsetzungen ist zudem auch die 

Ansiedlung von weiteren dem Gebiet dienenden Einrichtungen zulässig. 

4. Belange des Denkmalschutzes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Die Belange des Denkmalschutzes werden durch die planerische Transformation nicht 

berührt. Die Bestandsgebäude im Plangebiet stehen nicht unter Denkmalschutz.  

Westlich des Plangebietes befindet sich das Einzeldenkmal „Wormser Straße 162“, 

welches gemäß Nachrichtlichem Verzeichnis der Kulturdenkmäler der Generaldirektion 

Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz für den Kreis Mainz-Bingen als bauliche Gesamtanlage 

(„staatliche Weinbaudomäne; schlossartige Dreiflügelanlage, barockisierend-

klassizierender Heimatstil, 1922/23“) unter Denkmalschutz steht. Beeinträchtigungen 

des Denkmals sind durch die vorliegende Planung jedoch nicht zu erwarten. 

5. Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) 

Die Planung stellt einen Eingriff in das Ortsbild da, da sich ein bestehendes 

Gewerbegebiet zu einem urbanen Gebiet entwickeln wird. Aufgrund der sich bisher 

bereits abzeichnenden Entwicklungen und baulichen Erneuerungsprozesse sowie der 

Steuerungsmöglichkeiten durch den Bebauungsplan wird eine Verbesserung des 

Ortsbildes gesehen. Eine Beeinträchtigung des Landschaftsbildes wird nicht gesehen, 

da es sich beim Plangebiet um einen innerstädtischen Bereich handelt. 

6. Belange des Klima- und Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und 

der Landschaftspflege (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB) 

-wird im weiteren Verfahren ergänzt- 

7. Belange der Ver- und Entsorgung (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Die Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen technischen Infrastrukturen 

kann durch Anschluss an die bestehenden Netze der jeweiligen Versorgungsträger 

sichergestellt werden.  

Zum Schutz bestehender Leitungen wird im Bebauungsplan auf die einschlägigen Vor-

schriften und Abstandsempfehlungen sowie ggf. erforderliche 

Leitungsschutzmaßnahmen hingewiesen. 
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8. Belange der Wirtschaft (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 8 BauGB) 

Den Belangen der Wirtschaft wird durch die Ausweisung eines Urbanen Gebietes 

ebenso Rechnung getragen wie der Nachfrage nach Wohnnutzungsmöglichkeit, denn 

Arbeits- und Produktionsstätten bleiben im Plangebiet erhalten bzw. werden 

dahingehende Nutzungsänderungen durch die im hinsichtlich der Art der baulichen 

Nutzung getroffenen Zulässigkeiten gestattet. 

9. Belange des Verkehrs (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 9 BauGB) 

Innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans befindet sich bereits ein 

endausgebautes Verkehrsnetz, sodass die Erschließung aller Grundstücke im 

Plangebiet sichergestellt ist. 

10. Belange der Hochwasservorsorge (gem. § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB) 

Auf die Belange der Hochwasservorsorge wird in Kapitel F. Fachplanerische Vorgaben 

und Rahmenbedingungen unter dem Punkt 4. Wasserwirtschaftliche 

Rahmenbedingungen eingegangen. Privaten Bauherren werden entsprechende 

Vorsorgemaßnahmen empfohlen.  

11. Sonstige Belange 

Weitere Fachplanungen und sonstige Rahmenbedingungen, die ggf. im Widerspruch zur 

vorliegenden Planung stehen oder vorhandene Zielvorstellungen von Fachplanungen 

und sonstigen Rahmenbedingungen, die eine Bebauung innerhalb des 

Geltungsbereichs des Bebauungsplans ausschließen oder einschränken könnten, sind 

nicht bekannt. 

K. PLANVERWIRKLICHUNG 

1. Grundbesitz und bodenordnende Maßnahmen 

Aufgrund der im Plangebiet gegebenen Besitzverhältnisse sind bodenordnende Maß-

nahmen im Sinne des §§ 45 ff. BauGB nicht erforderlich. 

2. Kosten der Bebauungsplanung 

Die Bauleitplanung ist eine hoheitliche Aufgabe der Kommunen, über die Aufstellung 

und Durchführung eines Bebauungsplanverfahrens entscheidet daher die Stadt im 

Rahmen ihrer Planungshoheit. Die Kommune hat die anfallenden Kosten für die 

Aufstellung des Bebauungsplanes zu tragen. 

 


